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einzelnen un den gesellsd1af’clici1en Kräften. Di1e Demo- nach der patrıos polıteia der „alten Herrschaft“
kratie un: der Soz1ialısmus in Kontinentaleuropa beide sind NUr allzu interessiert und können nıcht überzeugen.
1m heftigen Streıit mMi1t den vertaßten Kırchen orofß OI- Der Kampf die Verwirklichung VO Demokratie und
den haben lange eıt hre sıttliche Begründung in sıch Soz1i1alismus wırd VOTLT allem S$1e führen se1n,
selbst gesucht und ihre eıgene Eschatologie entwickelt. Das Schritt tür Schriutt.
hat ıcht NUur gefährlichen Verbiegungen in den eiıgenen
Zielsetzungen geführt, sondern auch hre polıtische Ver-
wirklichung schwer belastet. Allzu lange wurde den Und das kirchliche Bewußtsein?
falschen Fronten gekämpft.
Auch die ecue Wıederkehr der Linken 1St mi1ıt dem Pro- Dıie Große Furcht Hans Buchheims begann, als VOT Jahren
blem des eschatologischen Defizits der Demokratie belastet. eın pedantischer Autor eın Theaterstück VO  - penetranter
In Teilen der jJungen Generatıon 1St das ‚linke Bewußfßt- Miıttelmäßigkeit schrieb aber 1ın iıne Sıtuation hinein,
sein“ 1n der Rezeption VO  — Rousseau un: Marx eiınem 1n der die Wiederkehr der Linken sıch anbahnte. Hoch-
Dogmatısmus miıßraten, der viele erschreckt ıne WE huths „Stellvertreter“ hat nıcht gewirkt, weil ıne
säkulare Gläubigkeıt, die Züge des Sektierertums ze1gt, „unpolitische Bewulßßstseinslage in der Bevölkerung“ —

bringt MG Gefahren mMi1t sıch, die 1Ur dadurch bewäl- knüpfte un: dıe „politische (!) Institution“ des Heılıgen
tıgen sınd, daß INa  - die „Gläubigen“ AUS der Isolierung Stuhls diskreditierte. Er oftenbarte NUrT, w1e 1ne Kirche
herausholt un iıhnen überzeugende Aufgaben stellt. gerade durch den Eınsatz der subtilen Instrumente einer
Im Unterschied anderen europäıschen Ländern 1St 1n weltförmigen Diplomatie ZuUu „Spielball der Fluten“
der Bundesrepublik das „‚linke Bewußtsein“ auch solcher (Johannes XAALIL.) geworden und die arıstokratische (322
Gruppen durch die Entwicklung in der sozialdemokra- stalt eines geachteten Hohenpriesters 1ın die Verstrickung
tischen und 1n der lıberalen Parteı politisch kanalısıert historischer Schuld geraten WAAaT. Als seıiın Nachfolger W C-
worden. Dıie soz1allıberale Koalıition 1St der Orientierungs- nıge Jahre spater mi1t der Einberufung eines ökumenischen
rahmen tür das, W 4s für das „linke Bewußtsein“ heute P - Konzıls das Aicht eines großen Beispiels“ (Johannes
litisch möglıch 1St Beıide Parteıen verstehen sıch nıcht als XAXIIL.) anzündete, nahm ıhm nıemand die Institution
Weltanschauungskompanien und Ersatzkirchen. Sıe lehnen des Papsttums übel Glaubende und Nichtglaubende blick-

beharrlich ab, siıch VO Teıilen ıhrer Jüngeren Gefolg- ten nach Rom beide eher eın wen1g „ungläubig“
chaft 1ın die Problemstellungen des ahrhunderts e1n- weil dort W1€e eın Zeichen der Hoffinung und Er-
schließen lassen. In den großen Wahlentscheidungen mutıgung für alle DESETZL schien. Eın Dialog sSEetZLe eın
VO  ; 1969 un 1972 hat auch die Junge Generatıon den auch miıt dem „linken Bewußtsein“. In der Gesellschaft
pragmatıschen Ansatz der polıtischen Aufgabenstellung in mehren sıch dıe Zeichen der Ermutigung. In den Zitadel-
der Bundesrepublik ratıfıziert. Es leiben Konflikte un len der Amtskirche wächst eher wıeder die Große Furcht
Gefahren. ber die Kassandrarufe der Konservatıven Eıner ıhrer Herolde 1St Hans Buchheim.
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Diıe Kırchen und der S  8 218
Eine gemeinsame Erklärung des ates der EFKD und der Deutschen ischofs-
konferenz
nde November haben der Rat der EK  b und die Deutsche Die Deutsche Bischofskonftferenz und der Rat der Evangelischen
Bischofskonferenz ZUu erstenmal eiInNe gemeinsame Erklärung Kırche 1n Deutschland haben sıch Zu Schutz des ungeborenen
ZUYT Reform des 2178 veröffentlicht. Dıe Erklärung zuurde amn menschlichen Lebens und ZUrFr Änderung des 218 StGB mehr-

November dem Bundeskanzler und den Fraktionsvorsitzen- fach öftenrtlich geäußert. Auf der Grundlage dieser tellung-
den der Parteıen übermuittelt. In ıhr sprechen sıch dıe Kirchen nahmen beschlossen S1Ee dıe folgende yemeinsame Erklärung.
D“O  s entschieden die Einführung der Fristenrege-
lung aus5, erkennen ber gemeıinsam dıe Reformbedürftigkeit des Die zrofße Zahl der Abtreibungen in unserem Lande macht
geltenden (GJesetzes Hıer der Wortlaut: eutlich, Ww1€e schwer 1N UNSSCTER Gesellschaft vielen werdenden
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Müuüttern gemacht wird, ihr ungeborenes Kınd anzunehmen, und komplexen Tatbestand, der VO':! erheblicher Bedeutung tür den
w 1e unzureı  en die bisherigen nsatze sınd, dıe damıt VeIr- einzelnen W1e€e für die gESAMTE Gesellschaft IS überzeugend be-
bundenen Belastungen und soz1alen Nachteile auszugleichen. SCHNCN kann. Auft keinen Fall kann jedoch die Hıiılfe 1mM Fort-
Dıie Grundakzente der Gesetzesreform sollten daher so SESECIZL tall des 218 StGB lıegen. Der Staat chuldet dem menschlichen

Leben auch VOT der Geburt seinen Rechtsschutz und dartwerden, da{fß die Diskussion dem posıtıven Akrzent der
Hılte für die Schwangere und der Schaffung VO Voraussetzun- nıcht der willkürlichen Verfügung einzelner überlassen, WEeNnNn

SCn für eine kinderfreundliche Gesellschaft dem nıcht eine für dıe sittliche Orıentierung gefährliche Entwicklung
negatıven Vorzeichen des Schwangerschaftsabbruchs und seiner ausgelöst werden oll Es geht Ma{(stäbe für die Entschei-

dung 1in Konfliktsituationen, die 1mM Einzeltall ausgetragen WECI-strafrechtlichen Verhinderung geführt wird In einem Sozial-
mussen die Verhältnisse gestaltet werden, dafß ıcht AUS den mussen. Dıies mu{fß als sittliıcher Kern jeder rechtlichen Re-

gelung erhalten leiben. Darüber hınaus wiırd das siıttliche Ge-Angst VOTr einer kinderunfreundlichen Umwelt der Aus Sorge
dıe eigene Zukunft ungeborenes menschliches Leben beseitigt bot durch rechtliche Regelungen, die versuchen, den politischen

wiırd. Auch heute stellen sıch viele Eltern miıt großem Ernst der Gegebenheiten Rechnung tITragenN, ıcht aufgehoben. Fur die
Verantwortung tür Leben; s1e sehen 1mM ınd eine Quelle Gewissensentscheidung des einzelnen bleibt unverrückbar
der Freude und menschlicher Erfüllung. Die Umstände jedoch, erhalten. Darum bedart die Gewissensentscheidung der betei-

denen viele Eltern und VOTr allen Dıngen viele Mutter lıgten Ärzte, Schwestern USW. 1n jedem Fall des rechtlıchen, 1NSs-
ıhre Kıiınder aufziehen müussen, erst recht ber die Tatsache, da{flß besondere auch des arbeitsrechtlichen Schutzes.
verzweıtelte Frauen den Schwangerschaftsabbruch häufig als
einzıgen Ausweg AusSs ıhrer Not ansehen, sind Anklage un Dıiıe Befürworter der SOgeENANNTEN - Fristenregelung sind, —

Herausforderung NSCceTE gesellschaftliche Ordnung. Jeden- weıt sıe nıcht VO  3 eiınem uneingeschränkten Verfügungsrecht
falls sind Familie, Kirche und Gesellschaft den Müttern chul- der Frau ber das 1n iıhr heranwachsende Leben ausgehen, da-

VO überzeugt, die durch Illegalıtät für dıe Schwangere eNt-dig, ihnen ıhre Lasten sSOWeılt W1e€e möglich erlei:  tern. Die
mMi1t eıner Schwangerschaft bisweilen verbundenen Bedrängnisse stehende Gefährdung eins  ränken können. Sıe hoffen, daß

die VO  3 ıhnen befürwortete Regelung die Gesamtzahl derund die nachfolgenden Aufgaben tür Kiınder und Famıilien sind
weıt umfiassender und schwerwiegender, als 65 in der Problema- Schwangerschaftsabbrüche ıcht wesentlich erhöhen, Ja auf lange
tik des Schwangerschaftsabbruchs ZU Ausdruck kommt. Sıcht verringern wiırd. Demgegenüber ISt festzustellen,

da{fß durch die bisher ZUr Verfügung stehenden Erfahrungen die
Aufgabe der staatlichen Gesellschaftspolitik 1St CS, umfassende Hoffnung, ber die Einführung der Fristenregelung eıne Ver-
Hılte tür dıe Sıcherung des Lebensbedarts und die Erziehung ringerung der Schwangerschaftsabbrüche errei  en, als
der Kıiınder gewährleisten. Dies erleichtert den Famılıen, eın begründet erwıesen ISt. Der Rat der EK  — und die Deutsche
ungeborenes Kiınd anzunehmen und dıe MIt der Geburt auf s1e Bischofskonferenz halten ber die Fristenregelung auch AausSs S1tt-
zukommenden Aufgaben ertüllen. Der schwierigen sozialen lichen, rechtlichen und gesellschaftliıchen Erwagungen tür Vel-

Lage der niıchtverheirateten Mutter mu{fß besonders Rechnung tretbar. S1e siınd der Überzeugung, da{fß dieselbe unüberseh-
werden. Im Zusammenwirken VO'  e} staatlichen und baren Gefahren ıcht LLUT für das menschliche Leben 1n seiınem

hilflosesten Zustand führt, sondern die Ma{fßstäbe tür den Schutztreien Trägern i1st ein Netz VO Beratungs- und Hilfsstellen
errichten, die für jede Schwangere und für jeden Arzt erreichbar des Lebens überhaupt 1Ns Wanken bringt. Dazu werden viele
siınd und wirksame Hılte eisten oder vermitteln können. Die Ärzte, Schwestern und Miıtarbeiter VO  —$ Krankenhäusern in
bisher VO  3 den Kirchen schon 1n dıesem Zusammenhang gCc- große Konflikte geraten. Sotern 1n der Bevölkerung die Fristen-
leistete Hıltfe oll verstärkt und zugleich noch gezielter autf die regelung als echt auf Abtreibung aufgefafßt werden kann, mu{(ß
Notrtlage schwangerer Frauen ausgerichtet werden. Die Ergeb- miıt einer weitrei  enden Störung des soz1ialen Friedens gerechnet
nısse eıner solchen irchlichen Arbeit zeıgen, daß 1n der Tat werden.
Schwangeren wirksam geholfen und damıt ungeborenes Leben

werden kann Vorschläge für eıne Indikationenregelung gehen davon AaUsS,
dafß C sıch be1 Konflikrtfällen, denen iıne Reform des 218

Die Unantastbarkeit und Unverfügbarkeıt des menschlichen StGB Rechnung tragen mudß, gesetzgeberisch taß%bare außer-
Lebens 1St Gottes Gebot. Dem entspricht das echt eınes jeden gewöhnliıche Einzeltälle handelt. Alle Indikatiıonen dürten nur
Menschen auf seın Leben Keıine Gesellschaft kannn bestehen, 1n ZUuUr Ermittlung der eınen Konfliktlage dıenen, bei der dem

Rechtsgut des ungeborenen Lebens das Rechtsgut des Lebens derder dies grundlegende Menschenrecht nıcht anerkannt und BC-
schützt ISt. Weder durch eın Urteil über Wert der Unwert Mutter gegenübersteht. Wenn Schwangerschaft oder Geburt
eines iındividuellen Lebens noch durch ıne Entscheidung dar- nach arztlichem Urteil das Leben der Multter gefährden der
über, Wann beginnt der endet, dart das echt aut Leben tiefgreifend und dauernd schwer schädıgen, INas die Rechts-
geschmälert werden. Alle Entscheidungen, die das menschliche ordnung den Abbruch der Schwangerschaft straflos lassen. Dabei
Leben betreffen, können 1Ur Dienst tür das Leben Orientiert 1St nachdrücklich betonen, da{fß das siıttliche Gebot durch eine
werden. 1mM Gesetz eingeräumte Stratfreiheit ıcht aufgehoben 1St. Das

gilt ebenso, wenn für außergewöhnliche Grenztälle VO Not-
Dıie stratrechtliche Regelung mu{fß auch der Tatsache Rech- sıtuatiıonen dem Gericht die öglıchkeıit gegeben wird, 1mM

Einzelfall VO'  >} Strate abzusehen.Nung tragen, da{fß fundamentale Rechtsgüter 1n Widerstreıt mM1t-
einander treten und davon betroftene Menschen 1n schwere, fast

Dıiıe VO] Gesetzgeber normierende Grenzsituation stelltausweglose Konflikte geraten können. Dieser Tatsache wiırd der
bisherige 218 StGB ıcht gerecht. Er 1St daher reformbedürf- d16 Gewissensentscheidung der Betrofftenen, namentlich der

Schwangeren und des AÄrztes, esondere Anforderungen. Dertie Zwar wırd auch jede Neufassung unzureichend bleiben, da
keine strafrechrtliche Regelung 1St, welche diesen Ärzt, der eınen Schwangerschaftsabbruch vornehmen will, sollte
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verpflichtet werden, sıch vorher ber das Vorliegen der SESELIZ- werden. Die Kırchen anerkennen die Verpflichtung des Staates
lıchen Voraussetzungen vergewissern und hierzu das Gut- rAhhe weltanschaulichen Neutralıtät 1n eiıner pluralistischen —-

achten besonders anerkannter Ärzte und gegebenenfalls auch dernen Gesellschaft. Da ber das positıve echt nıcht 1Ur 1in
anderer sachverständıger Personen einzuholen. Eıne CNSC Ver- Nützlichkeitserwägungen, Mehrheitsverhältnissen und Gesichts-
ındung MITt Beratungsdiensten, we den Kat- und Hilfe- punkten der Opportunıität seine Begründung hat, sondern auf

Normen zurückverweist, die der Verfügung durch den Gesetz-suchenden ZUr Verfügung stehen, muß gewährleistet seıin.
geber sınd, können und dürfen s1e Grundfragen
des Rechtes nıcht schweıgen. Aufgrund ihres Auftrages wıssenDıiıe Kırchen ejahen auch in diesem Fall die Notwendigkeıt

öffentlicher Meinungsbildung SOW1e parlamentarischer Auseın- s1e sıch verpflichtet, öffentlich reden, Grundwerte
andersetzung und Entscheidung. S1e wWAarnen ber VOTL den Ge- menschlichen Zusammenlebens geht. S1e sind der Überzeugung,

dafß das Recht des Staates 1Ur annn eın menschenwürdiges Zar=-tahren, dıe entstehen, wenn esetze INITt derart weitreichenden
sittlıchen und persönlichen Konsequenzen tür den Staatsbürger sammenleben gewährleistet, WEel auf unabdingbaren S1tt-

lichen Grundlagen ruht.mi1t einer NUr geringen parlamentariıschen Mehrheit durchgesetzt

Sonderberichterstattung Synode

Dıe vierte Vollversammlung In ürzburg
Die vierte Vollversammlung der Geme1l1unsamen Synode aber ein ın ıne fundamentale un ımmer stärker CINP-

undene Krisıs der Freiheıit, da eıner ımmer größeren pr1-VO 21 bıs TAUN J4 November begann MIt einer über-
raschenden Priambel. Sıe hatte wen1g MI1t den Konflikten Freiheıt, einer ımmer größeren Autonomıie des In-

dividuums „eıne noch größere Autonomıie der nstıtu-CUnN, die aut den vorausgeSanNnsSsCHCH Vollversammlungen
aufgrund VO  3 bischöflichen oder kurıalen Entschei- tiıonen miıt iıhrem Trend SA Verselbständigung un Selbst-

dungen jeweıls 1Ns Haus standen. Der Vorsitzende der genügsamkeit gegenübersteht“. Auf diesen Zustand der
Bischofskonferenz, Kardinal Döpfner, beschränkte sıch Entfremdung reagıert der Zeıtgenosse mMi1t Protest, mMI1t

Eröffnungsabend 1mM Kiliansdom nıcht auf die übliche Be- Zerstörungswillen oder auch NUr mMiıt gleichgültiger An-
PassSsuns. Bereıts würden Gegenbewegungen erkennbar:grüßung der Beobachter AaUuUsSs den anderen qAQristlichen Kır-

chen un: der ausländischen Gaste, denen ZU ersten- Die Sinnfrage bricht durch: 7Zweitel den Emanzıpa-
tionstheorien werden sichtbar:; INan merke, dafß mManmal auch dreı Vertreter AauUs der DDR un: der General-

vikar VO  ’ CGnesen saßen. Er nahm die Tatsache, da die Schuld verdrängt hat Doch sollten solche Korrektiv-
endenzen nıcht „Nalv theologisch oder kirchlich vereıin-Synode mMI1It dieser Vollversammlung sıch Ende ıhrer

ersten Halbzeıt befand, Z Anlafiß eınes Berichtes ZUL nahmt werden“. Denn die Sinnfrage reibe siıch häufig
Lage der Kirche. der Kiırche oder wenı1gstens ıhrer traditionellen Gestalt

un ıne rationalistische Grundhaltung blockiere ımmerDer Kardinal ZOS aber nıcht, w1ıe eigentlıch err  9 ine
Art Zwischenbilanz ZUR bisherigen Arbeiıt der Syn- noch den Zugang ZU Sınn für Gott un: erschwere die

Realısierung des vorhandenen Glaubensbedürfnisses.ode Er holte breiter AUS und zeichnete in einıgen 1INd1I-

kanten Linıen den gesellschaftlıchen un geistigen e1ıt- Der Kırche attestierte der Kardinal, s1e habe hoher
Erwartungen nach dem Konzıil „gesellschaftliche Entwick-hintergrund, autf dem dıe Kirche sıch gegenwärt1ig bewegt

un VT dem die Synode ıhre Aufgabe erfüllen hat Als lungen 1n der Bundesrepublık nıcht recht ZUrFr Kenntnıis

wichtigste ewußtseinsverändernde Entwicklungen reg1- o  IIN oder 1Ur mi1t einer skeptischen un reservier-
ten Grundhaltung beobachtet Die Zeıtgenossen erwarte-strierte Döpfner: die wachsende Skepsis gegenüber Nor-

1991401 un VWerten, die gegenwärt1ig vornehmlich auf hre ten VO  - der Kirche ıne verständliche Verkündıgung un:
Glaubensbegründung, mehr Eıinsatz für Freiheit unhistorisch-sozialen Herkunftsbedingungen befragt werden:

den Glauben die Machbarkeıt des Glücks, der einen Recht; S1e verlangten aber auch nach mutiger Führung mit
echter Mıtverantwortung. Diesen Erwartungen stellte„Nnıcht VO Menschen hergestellten Sınn ausschließen

möchte; dıe UÜberführung VO  3 Verantwortung auf gesell- der Kardıinal 1er Grundelemente hıirchlicher Erneunuerung
schaftliche Prozesse, 1n institutionelle „Großsubjekte“. gegenüber, die die Synode ZU Vorschein bringen musse:

mit Vorrang Gott verkünden, auch wenn vielen derDıiese bewußtseinsverändernden Entwicklungen münden


